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              Selfkant, den 8.9.2022 

In den Wehrbeschwerdeverfahren 

des Herrn …. 

AZ. BVerwG … 

sind mir mit der Mitteilung des Gerichts vom 6.9.2022 lediglich die dienstlichen 
Äußerungen der Berufsrichter Dr. Langer, Dr. Eppelt und Dr. Häußler zugegangen. 
 
Der diesseitige Befangenheitsantrag vom 5.8.2022 bezog sich aber auch auf die beiden 
Beisitzer Oberst i.G. Mielke und Oberstleutnant i.G. Suchordt, so dass deren 
Stellungnahmen noch entgegengesehen wird. 
 
Oder sollen uns deren Stellungnahmen vorenthalten werden? Wenn ja: Mit welcher 
– gesetzeskonformen – Begründung? 
 
Die Inhalte nunmehr erhaltenen dienstlichen Äußerungen der Berufsrichter vom 
15.8.2022 und 25.8.2022 (Dr. Langer), 30.8.2022 (Dr. Eppelt) und 1.9.2022 (Dr. Häußler) 
kann auf die Soldaten, die sich von diesem 1. Wehrdienstsenat ein faires Verfahren und 
rechtliches Gehör erhofft haben, nur wie ein Spottgesang wirken, wenn es dort – etwa in 
der Äußerung von Dr. Langer vom 15.8.2022 u.a. heißt: 
 
„Selbstverständlich wurden bei diesen Entscheidungen der gesamte schriftsätzliche und 
mündliche Vortrag der Beteiligten und nicht zuletzt die Ergebnisse der umfangreichen 
Beweisaufnahme…berücksichtigt und bedacht.“ 
 
Mit solchen Sprächen beleidigt man förmlich die Intelligenz der Soldaten und macht sich 
nicht einmal die Mühe, das auch nur verbergen zu wollen.  
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Wie bereits dargelegt können die hier abgelehnten Richter unmöglich über „alle 
relevanten Sach- und Rechtsfragen beraten“ haben, wie Dr. Häußler in seiner Äußerung 
mitteilt, denn dann hätten sie der Sach- und Rechtslage gemäß anders entscheiden 
müssen und den Beschwerden stattgegeben.  
 
Die schriftliche Entscheidungsbegründung wird nicht verdecken können, dass die 
Entscheidung der hier abgelehnten Richter vom 7.7.2022 ein einziger Justizskandal ist, 
durch den die Interessen und Rechte der Soldaten und Soldatinnen regelrecht verraten 
und verkauft worden sind.  
 
Aus der Sicht des Beschwerdeführers haben die hier abgelehnten Richter allenfalls 
„berücksichtigt und bedacht“, was den Interessen der Bundesregierung entspricht.  
 
Man habe sich an der Rechtsprechung des BVerfGs orientiert?  
 
Das BVerfG wird von keinem kritischen Juristen mehr ernst genommen, seitdem Prof. Dr. 
Harbarth dort Präsident ist. Schon 2020 war vollkommen klar, wohin die Reise mit diesem 
Präsidenten des BVerfGs gehen wird. Hier nur ein Beispiel von unzähligen: 
 
„Von 880 Verfahren, die 2020 beim Bundesverfassungsgericht eingingen und die sich 
gegen die mutmaßlich grundgesetzwidrigen Corona-Maßnahmen der Bundesregierung 
richteten, gaben die Karlsruher Verfassungsrichter genau 3 — in Worten: drei! — 
Anträgen statt.“ 
 
Quelle: https://www.rubikon.news/artikel/in-bedenklicher-verfassung 
 
Wie wäre es mit dem Film „Die Akte Harbarth“? Siehe: https://www.kla.tv/Akte/21609 
 
Das Video sei empfohlen. Die Quelle muss man nicht mögen, aber dadurch wird der Inhalt 
des Films nicht widerlegt. Mangelhaft an dieser kleinen Zusammenstellung ist allenfalls, 
was dort nicht alles behandelt wird. 
 
An der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht hätten sich die hier abgelehnten Richter jedenfalls nicht orientieren dürfen.  
 
Zum einen wegen der auch dort zwingend zu beachten rechtlichen Einwendungen, die 
sich aus dem Grundgesetz, dem Europa- und Völkerrecht und insbesondere auch aus 
dem Nürnberger Kodex ergeben und die auch das BVerfG hätte beachten müssen. 
Menschen mit einer solchen Nachweispflicht faktisch zur Teilnahme an einem 
gigantischen Experiment mit hochgefährlichen Covid-19-Injektionen zu nötigen, das ist 
himmelschreiendes Unrecht und nicht nur ein Beleg für den Verfall jeder Rechtskultur, 
sondern für den Verlust jeder Empathie und Menschlichkeit. 
Hierzu haben wir umfassend vorgetragen, auch durch Verweis auf gleichlautende 
Beurteilungen durch das Netzwerk kritischer Richter und Staatsanwälte (KRiSta). 
 
Zum anderen schon wegen der Tatsache, dass das BVerfG bekanntlich überhaupt keine 
Beweisaufnahme durchgeführt und somit keinen einzigen Sachverständigen zu den 
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Sachfragen angehört hat, von deren Beurteilung Leben und Gesundheit so vieler 
Menschen abhängen. Schon das alleine beweist m.E. eindeutig, dass dieses BVerfG von 
vornherein überhaupt nicht an einer Aufarbeitung aller wichtigen Beweisfragen 
interessiert war. Da wurde über Wohl und Wehe von Millionen Menschen einfach „nach 
Aktenlage“ entschieden.  
 
Damit wurde die Nötigung aller, die in den in § 20 a Abs. 1 IfSG genannten Einrichtungen 
tätig sind, auch noch mit dem Anschein von Legalität versehen. Und daran soll man sich 
als Richter, der auf das Grundgesetz einen Eid geleistet hat, orientieren? Tatsächlich? 
Warum „orientieren“ sich Bundesrichter nicht einfach wieder an den Grundrechten und 
am Grundgesetz?  
 
Wenn man sich als Richter an geradezu rechtsnihilistischen Entscheidungen orientiert, 
die fundamentale Grundrechte faktisch außer Kraft setzten, dann dürfte totale 
Orientierungslosigkeit die Folge sein. Eine solche Orientierungslosigkeit war in diesen 
Wehrbeschwerdeverfahren aber zu vermeiden, da hier Leben und Gesundheit aller 
Soldaten auf dem Spiel steht. Die hier abgelehnten Richter hätten lediglich den Vortrag 
der Beschwerdeführer zur Kenntnis nehmen müssen, und dann hätte sich die Frage, ob 
man sich an diesem BVerfG „orientieren“ darf, von selbst beantwortet.   
 
Die dienstlichen Äußerungen der Berufsrichter sind aus der Sicht des 
Beschwerdeführers jedenfalls nicht geeignet, die Besorgnis der Befangenheit 
auszuräumen. Ganz im Gegenteil: Wie zum Spott der Soldaten und Beschwerdeführer 
betonen alle Berufsrichter auch noch gleichermaßen, dass man den Vortrag und 
Antragsteller sowie das Ergebnis der Beweisaufnahme doch berücksichtigt haben. Auch 
wenn die mündliche Beschlussbegründung und die Pressemitteilung hierzu – gem. der 
Äußerung von Dr. Häußler - „nur de(n) wesentlichen Gedankengang der Entscheidung“ 
vermitteln können, so lässt doch gerade dieser „wesentliche Gedankengang“ zweifellos 
erkennen, dass die hier abgelehnten Richter bei der abschließenden Entscheidung des 
Senats gar keine Fakten und Argumente mehr „berücksichtigt“ haben können, die die 
unbestreitbare (!) hohe Gefährlichkeit der Covid-19-Injektionen belegen. 
 
Haben diese Covid-19-Injektionen sogar – wie die Sachverständige Prof. Dr. Kämmerer 
ausführte – sogar Biowaffenqualität? Muss man sowas von Amts wegen aufklären? Diese 
Richter hat das nicht interessiert. Alles total egal, das Experiment muss weitergehen.  
 
Aus den bereits von Prof. Dr. Schwab, dem Kollegen Tobias Ulbrich und mir dargestellten 
Gründen haben die hier abgelehnten Richter somit zentrale Erkenntnisse des Vortrags 
und der Beweisaufnahme und vor allem die eindeutige Rechtslage vollständig ignoriert, 
so dass der Beschluss vom 7.7.2022 mehr als nur überraschend war und vor allem in 
jeder Hinsicht unvertretbar war.  
 
Der „wesentliche Gedankengang“ dieser Richter bestand in Wahrheit darin, die wahre 
Sach- und Rechtslage in entscheidungserheblicher Hinsicht total zu ignorieren und der 
Presse und damit der Öffentlichkeit den Eindruck zu vermitteln, dass die Daten des PEI 
„valide“ und die Covid-19-Injektionen nicht mit erheblichen Gefahren für Leben und 
Gesundheit der Soldaten verbunden sind. 
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Das zu behaupten ist schlicht eine Lüge. Diese Behauptung zur Grundlage einer 
richterlichen Entscheidung zu machen ist Rechtsbeugung.  
 
Es ist bezeichnend, dass die hier abgelehnten Richter auf die diesbezüglichen 
konkreten Vorhaltungen in den Begründungen zur diesseitigen Anhörungsrüge 
nicht mit einem Wort konkret eingehen. Das bekräftigt die Besorgnis der 
Befangenheit abermals nachdrücklich.  
 
Auf die Begründungen zu der Anhörungsrüge und den Befangenheitsantrag wird zur 
Vermeidung von Wiederholungen abermals verwiesen.  
 
Ich fasse noch einmal kurz zusammen, was hier insbesondere zu „berücksichtigen“ war 
und ist: 
 
Die Richter des 2. Wehrdienstsenats haben den Rechtsstandpunkt der hier abgelehnten 
Richter in ihrem Beschluss vom 18.8.2022 in einem weiteren parallelen 
Wehrbeschwerdeverfahren zu BVerwG 1 WB 46.11 und 1 W-VR 15.22 unter 
Randnummer 21 so wiedergegeben wie er auch von uns – dem Beschwerdeführer und 
seinen Bevollmächtigten - erfasst worden ist.  
 
Denn in diesem Beschluss vom 18.8.2022 wird die Pressemitteilung des 1. 
Wehrdienstsenats bzgl. seiner Entscheidung vom 7.7.2022 unter RN 21 dahingehend 
zusammengefasst, dass sich dieser Senat „an seiner Einschätzung …nicht im Sinne einer 
auch zukünftige Verfahren präjudizierenden Grundsatzentscheidung gebunden“ sehe. 
Denn er betone ja zugleich, „eine Daueranordnung wie sie in Gestalt der Verpflichtung 
zur COVID-19-Impfung vorliege, könne bei veränderten Umständen unverhältnismäßig 
und damit ermessensfehlerhaft sein.“ Auf der Grundlage eines „aktuellen 
Erkenntnisstandes“ könne dann „eine erneute Würdigung der Verhältnismäßigkeit der 
Maßnahmen“ erfolgen. 
 
Ich weiß nicht, wie es den Soldaten da draußen geht, wenn sie das lesen müssen, aber 
bei dem letzten Satz musste ich herzhaft lachen. Wirklich toll, was da alles nur passieren 
könnte, wenn solche Richter irgendwann nochmal – wieder von der Rechtslage des § 17 
a SG losgelöst (?) – das „Ermessen“ und „die Verhältnismäßigkeit“ würdigen, vor allem, 
wenn sogar der „aktuelle Erkenntnisstand“ noch nicht ausgereicht hat, um die 
Voraussetzungen des (kein Ermessen vorsehenden) § 17 a Abs. 4 S. 2 SG zu bejahen.  
 
Es mag ja so sein, dass Sätze wie „Nun aber bleiben Glaube, Hoffnung, Liebe, diese 
drei…“ (1 Kor 13, 1 ff.) den Menschen auch in finsteren Zeiten am Leben erhalten können. 
Nach der Veranstaltung vom 7.7.2022 wird aber kein Soldat mehr auf die Idee kommen, 
eine solche Botschaft ausgerechnet auf diese Richter des 1. Wehrdienstsenats zu 
beziehen.  
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Und es ist wirklich höchst bedauerlich, dass Dr. Häußler auch den Vorsitz im 2. 
Wehrdienstsenat innehat und auf diese Weise mit den Richter des Senats verbunden ist, 
die jetzt auch über seine Befangenheit zu befinden haben.  
 
Auch wir können die Pressemitteilung des 1. Wehrdienstsenats zu seiner Entscheidung 
in den Wehrbeschwerdeverfahren zu BVerwG 1 WB 5.22 und BVerwG 1 WB 2.22 vom 
7.7.2022 in der Tat nur so verstehen, dass die hier abgelehnten Richter des 1. 
Wehrdienstsenats den Beschwerdeführern und der Öffentlichkeit damit sagen wollen, 
dass ein Richter das gesamte geschriebene Recht (einschl. Völker- und Europarecht und 
Grundgesetz) und damit auch das zwingende Recht mit der Erwägung suspendieren 
kann, das er sich selbst das „Ermessen“ dazu einräumt.  
 
Mit anderen Worten: Der „wesentliche Gedankengang“ des 1. Wehrdienstsenats in den 
Verfahren zu BVerwG 1 WB 5.22 und BVerwG 1 WB 2.22 vom 7.7.2022 an die 
Öffentlichkeit war wohl die, dass Richter auch dort, wo den Behörden – so wie in § 17 
a Abs. 4 Satz 2 SG - in der Norm kein Ermessen eingeräumt worden ist, jetzt mit 
irgendwelchen, vom Inhalt der jeweiligen Norm total gelösten abstrakten Überlegungen 
zu Ermessen und Verhältnismäßigkeit zwingendes Recht dadurch suspendieren können, 
indem sie einfach dort ein Ermessen in eine Norm hineinlesen, wo überhaupt kein 
Ermessen steht.  
 
Das war der deutschen Rechtspflege bis dahin nicht bekannt, dass Richter quasi kraft 
„richterlicher Rechtsfortbildung“ mit der offenbar neu geschaffenen Rechtsfigur des 
„Prinzips des unbegrenzten Ermessens“ auch gleich einen Geltungsvorrang von Akten 
der Judikate gegenüber Akten der Gesetzgebung in Anspruch nehmen können.  
 
Immerhin sind Richter doch gem. Art. 1 Abs. 3 und Art. 20 Abs. 3 GG eigentlich an die 
Grundrechte und an Recht und Gesetz gebunden. Denn darauf basierte im Kern die 
unfassbare Willkür des 1. Wehrdienstsenats in der Entscheidung vom 7.7.2022, der 
„wesentliche Gedankengang“ sozusagen. 
 
Ist das also die neue Form der Gewaltenteilung und die jetzt maßgebliche Richtlinie 
richterlicher Rechtsfindung, auch bei Bundesrichtern? So in dem Sinne "Wir räumen uns 
überall Ermessen ein, auch wo das Gesetz keins vorsieht, und was das Gesetz auch 
beinhalten mag: Verhältnismäßig ist, was die (veränderten) Umstände, so wie wir sie 
wahrnehmen, uns vorgeben.“? 
 
Wir alle wären im 1. Jura-Semester durch jede Grundrechtsklausur gefallen, wenn der 
vorgegebene Klausursachverhalt die erhebliche Gefahr der Covid-19-Injektionen für Leib 
oder Leben der Soldaten unstreitig gestellt hätte und der zwingende Inhalt von § 17 a Abs. 
4 S. 2 SG (der kein Ermessen vorsieht !!!!) von uns dann in der Lösung mit der 
(sinngemäßen) Erwägung ausgehebelt worden wäre:  
 
"Zum Glück ist aber alles eine Frage des Ermessens, also auch die Frage, ob wir 
zwingendes Recht ohne Ermessen überhaupt berücksichtigen und anwenden. Und da 
alles Ermessen ist, können wir uns stets fragen, ob es - aus unserer (richterlichen) Sicht 
oder der Sicht unserer Regierung, deren Wohlgefallen uns so wichtig ist – unter den 
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gegebenen (politischen?) Umständen wirklich verhältnismäßig sein kann, Leben und 
Gesundheit der Soldaten gem. der zwingenden Norm des § 17 a Abs. 4 S. 2 SG zu 
schützen. Mag der Gesetzgeber – u.a. auch – in § 17 a Abs. 4 S. 2 SG schon entschieden 
haben, was für den Soldaten zumutbar und damit noch verhältnismäßig ist. Wir sind die 
Rechtsprechung und können mit Überlegungen zu Ermessen und Verhältnismäßigkeit 
Wertungen treffen, die § 17 a Abs. 4 S. 2 SG suspendieren. Das sollte schon im 
Jurastudium verstanden werden. Und wenn ein Ministerium ohne Verordnungskompetenz 
und bloß mit Verwaltungsvorschriften gänzlich neue und experimentelle Gentechnologien 
bei den Soldaten erproben möchte, dann ist das nach richterlichem 
Ermessen…verhältnismäßig, ganz gleich, was die Folgen sind. Wenn der Vorgesetzte 
befiehlt, dann hat der Soldat zu folgen.“  
 
Es sei nochmals in Erinnerung gerufen, dass § 17 Abs. 4 S. 2 SG folgenden eindeutigen 
Wortlaut hat: "Nicht zumutbar ist eine ärztliche Maßnahme, die mit einer erheblichen 
Gefahr für Leben oder Gesundheit verbunden ist." Begriffe, die für die Rechtsfolgenseite 
ein Ermessen vorsehen (wie "kann") findet man dort also def. nicht.  
 
Wieso wird hier dennoch pauschal und in Bezug auf § 17 a Abs. 4 SG von „Ermessen“ 
gesprochen?? Auf die schriftliche Begründung dazu sind wir alle wirklich sehr gespannt. 
Diese Entscheidungsbegründung dürfte absehbar das Prädikat „historisch“ bekommen.  
 
Wie kann man angesichts des Vortrags der Beschwerdeführer in den vorgenannten 
Verfahren, der eindeutigen Faktenlage - insbesondere zur „Impf“-Todesstatistik der 
Covid-19-Injektionen - und der geradezu erschreckenden Erkenntnisse aus der 
Befragung der Vertreter von RKI und PEI dementieren, dass diese Covid-19-Injektionen 
mit äußerst erheblichen und sehr konkreten Gefahren für Leben und (!) Gesundheit aller 
Soldaten verbunden sind? 
 
Wo räumt § 17 a Abs. 2 Nr. 1 SG ein Ermessen ein? 
 
Wo räumt § 17 a Abs. 1 SG ein Ermessen ein? 
 
Wieso lässt die Verletzung des Zitiergebots in § 17 a SG hinsichtlich des Rechts auf Leben 
Raum für ein „Ermessen“? 
 
Wo räumen die aufgezeigten Schranken, die sich aus den benannten Grundrechten, 
Europa- und Völkerrecht und dem Nürnberger Kodex ergeben, ein Ermessen ein?? Der 
Nürnberger Kodex ist unabhängig von § 17 a SG zu prüfen. 
 
Wann wurden die Soldaten korrekt aufgeklärt? 
 
Wie wirkt sich die Nötigung der Soldaten auf die Wirksamkeit von deren „Einwilligung“ in 
diese Injektionen aus? 
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Kann und darf der Beschwerdegegner ohne Verordnungskompetenz und mit 
innerdienstlichen Regelungen, die letztlich nur die Rechtsqualität von 
Verwaltungsvorschriften haben, sich selbst ein Ermessen einräumen, das § 17 a SG zu 
einer Art für den Beschwerdegegner „insgesamt im Ermessen stehenden“ Norm macht? 
 
Fragen über Fragen, deren Beantwortung die hier abgelehnten Richter in einer 
schriftlichen Begründung absehbar verweigern und ausblenden müssen, damit die 
Öffentlichkeit über die wahre Rechtslage hinweggetäuscht werden kann, so in dem Sinne: 
„Worüber wir nicht reden, das gibt es nicht.“ 
 
Aber vielleicht kommt ja – irgendwann - ein Einsehen der Justiz, wenn erst einmal auch 
die noch ungeimpften Soldaten „geimpft“ oder aus dem Dienst ausgeschieden sind. Auch 
wenn diese Injektionen – wie längst allgemein bekannt ist – keinen Nutzen haben, nichts 
verhindern und auch nichts abmildern: Das gentechnische Experiment muss offenbar erst 
einmal weitergehen, bis die „Umstände“ – welche auch immer das sein mögen – sich halt 
„verändert“ haben.  
 
In den Vorständen der Pharmariesen kann der Champagner erst einmal weiter in Strömen 
fließen. Die Umsätze sind erst einmal gesichert. So scheint es jedenfalls.  
 
Ist das also die Botschaft der Wehrdienstsenate, dass vom Inhalt der jeweiligen Normen 
losgelöste abstrakte Betrachtungen zu Ermessen und Verhältnismäßigkeit letztlich jede 
(Schutz-)Norm jeder Rechtsebene vollständig aufheben kann?  
 
Wenn das so ist? Wozu haben wir denn dann überhaupt noch ein geschriebenes Recht 
in Gestalt von § 17 a SG? 
 
Dazu haben sich die hier abgelehnten Richter in ihrer dienstlichen Erklärung nicht 
ansatzweise positioniert, obschon dies von ihnen gefordert worden ist.  
 
Schon angesichts des eindeutigen Wortlauts des § 17 a Abs. 4 S. 2 SG hätten die hier 
abgelehnten Richter ihre Prüfung frühzeitig beenden und den Beschwerden der 
Beschwerdeführer in diesen und allen vergleichbaren Wehrbeschwerdeverfahren gegen 
die Impfpflicht der Soldaten stattgeben können und auch stattgeben müssen.  
 
Dass mit diesen Covid-19-Injektionen eine erhebliche Gefahr für Leben oder Gesundheit 
verbunden ist, dementiert nun wirklich niemand mehr, sogar das BVerfG nicht.  
 
In diesem Kontext sei noch einmal besonders auf die Beweislastverteilung nach § 84 AMG 
hingewiesen, wo es heißt: 
 
„(2) 1Ist das angewendete Arzneimittel nach den Gegebenheiten des Einzelfalls geeignet, 
den Schaden zu verursachen, so wird vermutet, dass der Schaden durch dieses 
Arzneimittel verursacht ist.“ 
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Die Bundeswehr hätte also beweisen müssen, dass alle Soldaten, die im zeitlichen 
Zusammenhang mit den aufgenötigten Covid-19-Injektionen (schwer) erkrankt oder 
verstorben sind, nicht infolge dieser Injektionen zu Schaden gekommen sind.  
 
Hat sie nicht, kann sie auch nicht.  
 
Nochmals: Zu diesen erheblichen Gefahren wurde von den Beschwerdeführern mehr als 
nur hinreichend, unwiderlegt und faktisch auch unwiderlegbar vorgetragen.  
 
Diese Covid-19-Injektionen haben sogar ausweislich der Statistiken des PEI zu einer 
Vielzahl von Todesfällen und sehr schweren Erkrankungen geführt.  
 
Der Beschwerdegegner hat diese erheblichen Gefahren im Verfahren schließlich selbst 
durch seine eigenen Daten bestätigen müssen. Die Daten waren eindeutig: Totale 
Explosion der Erkrankungen bei der Bundeswehr seit Beginn der Covid-19-Injektionen 
Duldungspflicht in November 2021.  
 
Das BVerwG hätte diesem Wahnsinn ein Ende setzen können. Hat es aber nicht. Es gab 
dieser Covid-19-„Impf“-Agenda seinen Segen und ist damit letztlich mitverantwortlich für 
alles, was seit dem 7.7.2022 durch diese Covid-19-Injektionen an Leid über die Menschen 
gebracht worden ist.  
 
Hätte die Welt erfahren, dass diese Covid-19-Injektionen so gefährlich sind, dass sie 
keinem Soldaten – und auch sonst keinem Soldaten - zugemutet werden können, dann 
wäre der Wahnsinn vorbei gewesen. Das Hoch der Aktien der Pharmariesen und die 
Karriere aller Befürworter dieser „Impf“-Kampagne freilich auch. Es hätte vorbei sein 
können. Hätte.  
 
Und so geht das Leiden und das Sterben weiter. Es wird sogar immer schlimmer, da die 
EMA jetzt sogar neue „Impfstoffe“ ungeprüft zulässt.  
 
So heißt es in einem Beitrag von ScienceFiles vom 5.9.2022 u.a.: 
 
„Verraten und verkauft: 4.240.325 Meldungen von Nebenwirkungen nach COVID-19 
“Impfung” und EMA lässt dennoch neuen “Impfstoff” UNGEPRÜFT zu 
Wir kommen uns langsam wie eine Schallplatte vor, die in der selben Rille hängen 
geblieben ist. 
Woche um Woche berichten wir unglaublich hohe Zahlen von Nebenwirkungen, die nach 
einer COVID-19 Gentherapie / Impfung gemeldet werden, und gemeldet werden maximal 
10% bis 20% der Nebenwirkungen, die tatsächlich anfallen, und Woche um Woche tun 
die Verantwortlichen im Polit-Zirkus und ihre willfährigen Helfer in den 
Zulassungsbehörden, die für die Überwachung der SICHERHEIT der Impfstoffe zuständig 
sind so, als gäbe es diese immense Anzahl an gemeldeten Nebenwirkungen nicht. 
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Seit dem Beginn des Impf-Experiments ist die Datenbank der WHO auf 4.240.325 
Meldungen angeschwollen, die eine Nebenwirkung zum Gegenstand haben, die sich 
nach einer COVID-19 Impfung / Gentherapie eingestellt hat. Obschon die Anzahl der 
“Impfungen”, die derzeit durchgeführt werden, deutlich nachgelassen hat, steigt die 
Anzahl der Nebenwirkungen, die nach COVID-19 Impfung / Gentherapie gemeldet 
werden, munter weiter. Seit unserer letzten Berichterstattung vor 14 Tagen sind 58.064 
Meldungen in der Datenbank der WHO hinzugekommen. 58.064 Menschen, die nach 
einer COVID-19 Impfung / Gentherapie ein Leiden, oft genug eine schwere Erkrankung 
entwickelt haben und deren Schicksal weiterhin von den Verantwortlichen 
VOLLSTÄNDIG ignoriert wird. Sie sind eben Kollateralschäden auf dem Weg zum großen 
Impftriumph, von dem man immer mehr den Eindruck gewinnt, dass er sich ausschließlich 
in Profit bei den Herstellern der angeblichen Impfstoffe niederschlägt. Und ganz so, als 
wollte man bei der European Medicine Agency (EMA) oder der US-amerikanischen FDA 
oder der britischen MHRA Insult zu Injury hinzufügen, wurden in den letzten Tagen die 
“neuen” Gentherapien von Moderna und Pfizer/Biontech, die an eine Variante von Omikron 
angepasst sind, die es mittlerweile kaum mehr gibt, von den Zulassungsbehörden 
durchgewunken. Ganz so, als gäbe es die vielen Nebenwirkungen, die vielen Menschen, 
die nach der weitgehend nutzlosen COVID-19 Impfung / Gentherapie gesundheitliche 
Schäden berichten, nicht…“ 

Quelle: 

https://sciencefiles.org/2022/09/05/verraten-und-verkauft-4-240-325-meldungen-von-
nebenwirkungen-nach-covid-19-impfung-und-ema-laesst-dennoch-neuen-impfstoff-
ungeprueft-zu/ 

In einem weiteren Beitrag auf achgut.com vom 29.8.2022 findet sich ein weiterer 
aufschlussreicher Artikel, der sich mit dem Thema „Übersterblichkeit und Impfkampagne 
in Deutschland“ befasst. Dort heißt es: 

„Übersterblichkeit und Impfkampagne in Deutschland 

Von Andreas Zimmermann. 
Eine Mitte August veröffentlichte Studie ist die bisher methodisch beste zum Thema 
allgemeine Sterblichkeit während der „Pandemie“. Der Inhalt ist absolut 
beunruhigend. 
Am 10. August haben der Pädagoge Prof. Dr. Christof Kuhbandner (Uni Regensburg) und 
der Mathematiker Prof. Dr. Matthias Reitzner (Uni Osnabrück) eine Untersuchung zur 
Übersterblichkeit in Deutschland 2020–22 vorgelegt. 
Die Studie ist die bisher methodisch beste zum Thema allgemeine Sterblichkeit während 
der „Pandemie“. Die Autoren betonen, dass die Diagnose „Tod durch COVID“ für 2020/21 
wegen zahlreicher Fehldiagnosen nicht brauchbar ist und man für die Jahre 2021 und 
2022 ebenfalls ein allgemeines Maß benötigt; wir werden später sehen, warum. Dieses 
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Maß ist die allgemeine Sterblichkeit, für die es in Deutschland erstklassige Daten gibt. Auf 
diese greifen die Autoren zurück. 
Anders als viele bisher veröffentlichte Studien zur Übersterblichkeit nutzen die 
Autoren aktuarielle Verfahren, die für diese Fragestellung die besten verfügbaren 
Methoden bieten und auch von den Mathematikern (Aktuaren) der Lebens- und 
Krankenversicherungen eingesetzt und vom Regulator (BAFIN) akzeptiert werden. 
Insbesondere nutzen die Autoren historische Trends, aktuarielle Sterbetafeln, Parameter- 
und Modellierungssensibilität sowie Konfidenzintervalle. Sie betrachten die 
verschiedenen Altersgruppen, unabhängige Variablen als Faktoren sowie die Entwicklung 
der Totgeburten. 
Die Ergebnisse sind erstaunlich. Während es im „Pandemiejahr“ 2020 (an dessen Ende 
längst Herdenimmunität bestand) keine nennenswerte Übersterblichkeit gab, kam es 
2021 zu einer massiven Übersterblichkeit der jungen Altersgruppen unter 70 von 
mindestens 3 bis 10 Prozent über dem zu erwartenden Niveau. 

Bei jungen Altersgruppen ab April 2021 eine sehr deutliche monatliche 
Übersterblichkeit 

Unter dem Gesichtspunkt des Einflusses der Modellierungs- und 
Parametrisierungsannahmen zeigen die Autoren, dass die Auswahl der 
Referenzsterbetafeln und die Verwendung des Langlebigkeitstrends in der Analyse für 
2020 einen entscheidenden Effekt auf die Frage nach dem Vorhandensein einer 
Übersterblichkeit hat. Für 2021 ist der Effekt geringer, es ergibt sich bei fast allen 
Referenzsterbetafeln eine deutliche Übersterblichkeit. Während die Differenz der Anzahl 
der Toten 2020 zu der statistisch zu erwartenden Anzahl nur 0,28 Standardabweichungen 
entsprach, entsprach sie für 2021 mehr als 2 Standardabweichungen. Das ist ein 
gewaltiger Wert, beim Intelligenzquotienten sind das beispielsweise 30 IQ Punkte (wer 
einen IQ von 130 hat, befindet sich 2 Standardabweichungen vom Mittelwert 100 und 
gehört bereits zu den 2 Prozent Intelligentesten). 
Die Autoren weisen bei jungen Altersgruppen ab April 2021 eine sehr deutliche 
monatliche Übersterblichkeit nach, die erst wieder 2022 nachließ. Dieser Anstieg ist auch 
bei den Totgeburten zu sehen. Bei den 60- bis 79-Jährigen gab es schon ab Anfang 2021 
eine starke Übersterblichkeit, die bis heute mit gewissen Schwankungen anhält. Dies ist 
die Altersgruppe mit der massivsten Durchimpfungs- und Boosterquote. 

Die Autoren sagen deutlich, dass es 2020 keine nennenswerte Übersterblichkeit gab. Die 
extrem deutliche Übersterblichkeit ab April 2021 (bei den Ü60 ab Januar), die sich je 
nach Referenzsterbetafel und Annahmen zum Langlebigkeitstrend für 2021 auf 25 
bis 45 Tausend aufsummiert, erklären die Autoren nicht. 

Was die Autoren nicht schreiben 

Die Übersterblichkeit lässt sich jedenfalls durch COVID nicht erklären. Erstens dürfte im 
Januar 2021 bereits die Herdenimmunität erreicht worden sein, zweitens ist die Infection 
Fatality Rate des Erregers SARS-CoV-2 viel zu gering, um eine Übersterblichkeit junger 
Menschen in dem beobachteten Ausmaß zu erklären – bei den unter 60-Jährigen ist 
die IFR unter 1 zu 5.000 und fällt dann mit sinkendem Alter weiter ab; 
junge Menschen zeigen keine Sterblichkeit durch das Virus. 
Als einziger Faktor, der das Phänomen erklären kann, kommt meines Erachtens die 
Impfkampagne infrage. Die Autoren lassen diese Frage offen. Wir müssen aber davon 
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ausgehen, dass die modRNA- und cDNA-basierten Impfstoffe bei jedem 1.000. bis 
2.000. Impfling innerhalb des ersten Jahres nach der „vollständigen Impfung“ (zwei 
Dosen) zum Tod führen. Nach den sehr gut durchdachten Schätzungen der Autoren 
hatten wir im Jahr 2021 25 bis 45 Tausend mehr Tote als erwartet. Bei etwa 50 
Millionen Menschen, die mindestens zwei Impfdosen bekommen haben, müssen 
wir also mit 25 bis 50 Tausend Impftoten rechnen. Die Zahlen stimmen gut überein 
und beziehen auch die durch Impfung getöteten Neugeborenen mit ein, nicht aber die 
durch die Impfstoffe induzierten Aborte. Es ist extrem plausibel, dass die Impfkampagne 
die Übersterblichkeit erklärt. 
Zu den nichttödlichen, aber invalidisierenden Impfnebenwirkungen kann die Studie nicht 
herangezogen werden, da sie nur Sterbezahlen betrachtet. Es ist aber laut der inzwischen 
gestoppten Nebenwirkungsstudie der Charité davon auszugehen, dass dieser 
Personengruppe mindestens 350 bis 500 Tausend Menschen 
angehören.(Hervorhebungen im Text durch Fettdruck und Unterstreichungen wurden 
durch Unterzeichner hinzugefügt)“ 

Beweis: Sachverständiges Zeugnis von Prof. Dr. Christof Kuhbandner, wie vor 

Es gibt viele vergleichbare Veröffentlichungen zu signifikant erhöhten Sterbefallzahlen im 
zeitlichen Zusammenhang mit dem Beginn der Covid-19-„Impf“-Kampagne, siehe: 

In einem Beitrag auf corona-blog.net vom 28.6.2022 – also aus der Zeit von vor dem 
7.7.2022 – heißt es u.a.: 

„Ab Sommer 2021 sehen wir erheblich und signifikant erhöhte Sterbefallzahlen (15% 
bzw. 20% bei einer Prognose-Standardabweichung von 4% in den Sommermonaten) 
verglichen mit der Extrapolation des früher stabilen, regelmäßigen und daher sehr gut zu 
extrapolierenden Verlaufs der Sterbefallzahlen der Indikator-Personengruppe 
(Bundesland Bayern, 65 bis 75 Jahre). Das zeitliche Zusammentreffen mit den Corona-
„Impf“-Kampagnen deutet auf einen ursächlichen Zusammenhang hin. Wer anzweifelt, 
daß die sogenannten „Impfungen“ (eigentlich sind es Gen-Therapien) ursächlich für die 
auffällig erhöhten Sterbefallzahlen sind, möge andere Mechanismen dafür finden und 
nennen, und diese unten in dem frei zugänglichen Kommentarbereich mitteilen.“ 
 
Quelle: 
 
https://corona-blog.net/2022/06/28/dramatische-zunahme-der-sterbefaelle-seit-beginn-
der-sogenannten-corona-impfungen-in-der-indikator-personengruppe/ 
 
So verheerend sind also in Wahrheit die Folgen der massenhaften Covid-19-Injektionen.  
Es ist in diesem Land sogar zu einer signifikanten Übersterblichkeit gekommen, die nicht 
anders erklärt werden kann.  
 
Lesenswert auch die folgende Grundsatzbemerkung in der vorgenannten Quelle: 
 
„Echte, freie und jahrhundertelang erfolgreiche Wissenschaft lebt vom ständigen 
Hinterfragen und Anzweifeln, von Fakten und vom offenen Diskurs. Sogenannte 
„Faktenchecker“, das geplante Wahrheitsministerium Orwell‘scher Art und im 
vorauseilendem Gehorsam die Zensur in „sozialen“ Medien und selbst in Zeitschriften mit 
bisher einigermaßen gutem Ruf…sind das komplette Gegenteil davon und ein Rückfall 
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ins Mittelalter mit der Dogmen-Unkultur, in der sich damals herrschenden Tyrannen 
anmaßten festlegen, was „gut“ und „richtig“ zu sein hatte.“ 
 
Den hier abgelehnten Richter wurde das Hinterfragen und Anzweifeln sehr leicht 
gemacht. Der Vortrag der Beschwerdeführer und ihrer Experten und die Befragung der 
Vertreter von RKI und PEI haben alle Quellen, Fakten und Erkenntnisse geliefert, die sie 
sich für eine felsenfeste und im Grunde auch unwiderlegbare Begründung zur Stattgabe 
der Beschwerden der Beschwerdeführer nur hätten wünschen können.  
 
Aber dennoch sollen die Voraussetzungen des § 17 a Abs. 4 S. 2 SG, so der „wesentliche 
Gedankengang“ dieser Richter, nicht erfüllt sein.  

Die Menschen sterben weltweit wie die Fliegen an diesen Injektionen, noch viel mehr 
Menschen werden schwer krank, verfallen in Siechtum, dürften für ihr Leben gezeichnet 
sein. Aber all das bedeutet aus Sicht dieser abgelehnten Richter natürlich noch lange 
nicht, dass das man solche Fakten zu Gunsten der Richter „berücksichtigen“ muss. 

Wenn die hier abgelehnten Richter also nicht einmal mitbekommen haben, dass diese 
Covid-19-Injektionen hochgefährlich sind, dann müssen sie – wenn sie den diesseitigen 
Vortrag und die Beweisaufnahme nicht bewusst ignoriert haben – erhebliche Teile von 
Vortrag und Beweisaufnahme schlicht verschlafen haben. Rechtliches Gehör wird so nicht 
gewährt, ein faires Verfahren so unmöglich gemacht.  
 
Aus der Sicht des Beschwerdeführers haben diese Richter am Ende, als es darauf ankam, 
am 7.7.2022, in Wahrheit wohl nur eines „berücksichtigt“: das politische Interesse, das 
seit März 2020 offenbar nur noch Ausdruck der Interessen der Pharmaindustrie und ihrer 
Anteilseigner ist.  
 
Also haben sich die hier abgelehnten Richter für den 7.7.2022 eine mündliche 
Begründung zusammengebastelt, die so sich so anhörte, als wäre sie nur für die 
Bundesregierung und die unkritisch-regierungstreue Mainstream-Presse bestimmt, die 
sich der Agenda dieser Regierung verschrieben hat. Nachdem seit März 2022 selbst die 
öffentlich-rechtlichen Medien zunehmend über Impfschäden berichtet haben, war es 
offenbar höchste Zeit, die regierungshörige Presse und damit die Öffentlichkeit „zu 
beruhigen“. 
 
Das kam zu spät. Bekanntlich steht der Bundesgesundheitsminister unter starkem Druck, 
weil er die Öffentlichkeit mit Aussagen wie die, diese Covid-19-Injektionen seien 
„nebenwirkungsfrei“, offensichtlich belogen hat. Gerade er musste es besser wissen. 
 
Stellvertretend für viele vergleichbare Quellen sei nur auf diese verwiesen: 
 
https://www.allgemeine-zeitung.de/politik/deutschland/coronavirus-impfung-doch-nicht-
nebenwirkungsfrei_25588664 
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https://www.berliner-zeitung.de/news/schwere-nebenwirkungen-gesundheitsministerium-
veroeffentlicht-falsche-zahlen-paul-ehrlich-institut-corona-impfung-biontech-karl-
lauterbach-li.248896 
 
Aussagen wie „Die Daten des PEI sind valide“ können, da sie die Beweisaufnahme auf 
den Kopf gestellt haben, nur den Zweck erfüllt haben, von der Presse so verbreitet zu 
werden, damit sie Aktienkurse bloß nicht ins Wanken kommen.  
 
Langfristig wird den Geschäftsführern von BioNTech nicht helfen. Die juristische 
Aufarbeitung wird kommen. Wenn nicht in diesem Verfahren, dann eben in einem 
anderen. Zur Not – diese persönliche Bemerkung gestatte ich mir – eben durch Gott 
selbst. Auf dessen Beistand müssen die Soldaten wohl eher hoffen als auf diesen 1. 
Wehrdienstsenat.  Mögen die Soldaten ihre Gesundheit bis dahin erhalten und dann 
erleben, ob die Verteidigung „Ich scholze jetzt. Ich kann mich nicht erinnern.“ noch hilft. 
Der Trost des Glaubens besteht ja auch darin, dass niemand an Gott vorbeikommt, auch 
kein Amtsinhaber, der sich so verhält, als würde er was anderes glauben.  
 
Im Interesse des Lebens und der Gesundheit der Soldaten wäre schon das bzw. die 
weitere Aufarbeitung dieser Tatsache, dass diese Covid-19-Injektionen mit äußerst 
erheblichen Gefahren für Leben und Gesundheit verbunden sind, Grund genug, um das 
Verfahren wieder zu eröffnen und die Beweisaufnahme fortzusetzen.  
 
Wir sollten dann auch alle „impf“-geschädigten Soldaten anhören, die wir bereits benannt 
haben. Spätestens dann sollte deutlich werden: Schon ein verpfuschtes Leben ist ein 
Opfer zu viel. Ein Menschenleben zählt mehr als Umsätze der Pharmaindustrie.  
 
Freilich müssen wir dann mit anderen, unbefangenen Richtern weitermachen.  
 
Eine solche Handhabung wäre hier zwingend, wenn sich die Gerichte ihrer Pflicht, sich 
schützend vor das Leben zu stellen, noch bewusst sind. 
 
Meine Stellungnahme schließt nicht aus, dass die anderen Bevollmächtigten innerhalb 
der gesetzten Frist ebenfalls noch eine Stellungnahme zu den dienstlichen Äußerungen 
abgeben werden. 
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